Abdruck als Beilage — 15 — 
zur Geſetz⸗ Sammlung für die 
Königlichen Preußiſchen Staaken. 


Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


(Nr. 297.) Wahlgeſetz für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes. Vom 31. Mai 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter i 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: h erfolgter Zuſtimmung 


Sch 


Wähler für den Reichstag des Norddeutſchen Bundes ift jeder Norddeutſche 

welcher das fünfundzwanzigſte Lebenssa ückgelegt hat, in d 5 

ae Wohnst 55 jahr zurückgelegt hat, in dem Bundesſtaate, 
Nr 


Für Perſonen des Soldatenftandes des Heeres und der Marine ruht die 
Berechtigung zum Wählen ſo lange, als dieſelben ſich bei der Fahne befinden. 


F. 3. 

Von der Berechtigung zum Wählen ſind ausgeſchloſſen: 

1) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen ; 

2) Perſonen, über deren Vermögen Konkurs- oder Fallitzuſtand gerichtli 
10 worden iſt und zwar während der Dauer dice bonn ie 
Ballit- Verfahrens; 

3) Perſonen, welche eine Armenunterſtützung aus öffentlichen oder Gemeinde⸗ 
Mitteln beziehen, oder im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre be⸗ 

1 zogen haben; 

) Perſonen, denen in Folge rechtskräftigen Erkenntniſſes der Vollgenu 
der ſtaatsbürgerlichen Rechte entzogen iſt, für die Zeit der Erich 
ſofern fie nicht in dieſe Rechte wieder eingeſetzt find. 

ſt der Vollgenuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte wegen politiſcher 
Vergehen oder Verbrechen entzogen, ſo tritt die Berechtigung zum 
Wählen wieder ein, ſobald die außerdem erkannte Strafe vollſtreckt, oder 
durch Begnadigung erlaſſen iſt. 
Bundes -Geſetbl. 1869. 25 $. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Juni 1869. 
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Wählbar zum Abgeordneten iſt im ganzen Bundesgebiete jeder Norddeutſche, 
welcher das fünfundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt und einem zum Bunde 
gehörigen Staate ſeit mindeſtens einem Jahre angehört hat, ſofern er nicht durch 
die Beſtimmungen in dem F. 3. von der Berechtigung zum Wählen aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 9 5 


In jedem Bundesſtaate wird auf durchſchnittlich 100,000 Seelen derjenigen 
Bevölkerungszahl, welche den Wahlen zum verfaſſunggebenden Reichstage zu 
Grunde gelegen hat, Ein Abgeordneter gewählt. Ein Ueberſchuß von minde- 
ſtens 50,000 Seelen der Geſammtbevölkerung eines Bundesſtaates wird vollen 
100,000 Seelen gleich gerechnet. In einem Bundesſtaate, deſſen Bevölkerung 
100,000 Seelen nicht erreicht, wird Ein Abgeordneter gewählt. 

Demnach beträgt die Zahl der Abgeordneten 297 und kommen auf 
Preußen 235, Sachſen 23, Heſſen 3, Medienburg- Schwerin 6, Sachſen⸗ 
Weimar 3, Mecklenburg⸗Strelitz 1, Oldenburg 3, Braunſchweig 3, Sachſen⸗ 
Meiningen 2, Sachſen⸗Altenburg 1, Sachſen⸗Koburg⸗Gotha 2, Anhalt 2, 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt 1, Schwarzburg⸗Sondershauſen 1, Waldeck 1, Reuß 
ältere Linie 1, Reuß jüngere Linie 1, Schaumburg⸗Lippe 1, Lippe 1, Lauen⸗ 
burg 1, Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 3. 

Eine Vermehrung der Zahl der Abgeordneten in Folge der ſteigenden 
Bevölkerung wird durch das Geſetz beſtimmt. 


$. 6. 

Jeder Abgeordnete wird in einem beſonderen Wahlkreiſe gewählt. 

Jeder Wahlkreis wird zum Zwecke der Stimmabgabe in kleinere Bezirke 
getheilt, welche möglichſt mit den Ortsgemeinden zuſammenfallen ſollen, fofern 
nicht bei volkreichen Ortsgemeinden eine Unterabtheilung erforderlich wird. 

Mit Ausſchluß der Exklaven müſſen die Wahlkreiſe, ſowie die Wahlbezirke 
räumlich abgegrenzt und thunlichſt abgerundet ſein. 

Ein Bundesgeſetz wird die Abgrenzung der Wahlkreiſe beſtimmen. Bis 
dahin ſind die gegenwärtigen Wahlkreiſe beizubehalten, mit Ausnahme derjenigen, 
welche zur Zeit nicht örtlich abgegrenzt und zu einem räumlich zuſammenhängen⸗ 
den Bezirke abgerundet ſind. Dieſe müſſen zum Zwecke der nächſten allgemeinen 
Wahlen gemäß der Vorſchrift des dritten Abſatzes gebildet werden. 


$. 7. 

Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben will, muß in demſelben, 
oder, im Falle eine Gemeinde in mehrere Wahlbezirke getheilt iſt, in einem der⸗ 
ſelben zur Zeit der Wahl ſeinen Wohnſitz haben. 

Jeder darf nur an Einem Orte wählen. 

§. 8. 

In jedem Bezirke find zum Zwecke der Wahlen Liften anzulegen, in Bi; 

ie 
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die zum Wählen Berechtigten nach Zu- und Vornamen, Alter, Gewerbe und 
Wohnort eingetragen werden. a 
Dieſe Liſten ſind ſpäteſtens vier Wochen vor dem zur Wahl beſtimmten 

Tage zu Jedermanns Einſicht auszulegen, und iſt dies zuvor unter Hinweiſung 
auf die Einſprachefriſt öffentlich bekannt zu machen. Einſprachen gegen die Liſten 
ſind binnen acht Tagen nach Beginn der Auslegung bei der Behörde, welche 
die Bekanntmachung erlaſſen hat, anzubringen und innerhalb der nächſten vier⸗ 
zehn Tage zu erledigen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. Nur diejenigen 
find zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in die Liſten aufgenom- 
men ſind. 

ö Bei einzelnen Neuwahlen, welche innerhalb Eines Jahres nach der letzten 
allgemeinen Wahl ſtattfinden, bedarf es einer neuen Aufſtellung und Auslegung 
der Wahlliſte nicht. 


F. 9. 
Die Wahlhandlung, ſowie die Ermittelung des Wahlergebniſſes, ſind 


tlich. . 

Die Funktion der Vorſteher, Beiſitzer und Protokollführer bei der Wahl⸗ 
handlung in den Wahlbezirken und der Beiſizzer bei der Ermittelung des Wahl⸗ 
ergebniſſes in den Wahlkreiſen iſt ein unentgeltliches Ehrenamt und kann nur 
von Perſonen ausgeübt werden, welche kein unmittelbares Staatsamt bekleiden. 


$. 10. 


Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine Wahlurne nieder- 
zulegende Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeübt. 
f Die Stimmzettel müſſen von weißem Papier und. dürfen mit keinem 
äußeren Kennzeichen verſehen ſein. 


öffen 


b. 11. 


Die Stimmzettel ſind außerhalb des Wahllokals mit dem Namen des 
Kandidaten, welchem der Wähler ſeine Stimme geben will, handſchriftlich oder 
im Wege der Vervielfältigung zu verſehen. 


$. 12. 


Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit aller 
in einem Wahlkreiſe abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abſolute 
Stimmenmehrheit ſich nicht heraus, ſo iſt nur unter den zwei Kandidaten zu 
wählen, welche die meiften Stimmen erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


g. 13. 


Ueber die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlzettel entſcheidet mit Vor⸗ 
behalt der Prüfung des Reichstages allein der Vorſtand des Wahlbezirkes nach 
Stimmenmehrheit ſeiner Mitglieder. 15 

ie 
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Die ungültigen Stimmzettel ſind zum Zwecke der Prüfung durch den 
Reichstag dem Wahlprotokoll beizufügen. Die gültig befundenen bewahrt der 
Vorſteher der Wahlhandlung in dem Wahlbezirke ſo lange verſiegelt, bis der 
Reichstag die Wahl definitiv gültig erklärt hat. 


$. 14. 


Die allgemeinen Wahlen ſind im ganzen Bundesgebiete an dem von dem 
Bundespräſidium beſtimmten Tage vorzunehmen. 


F. 15. 


Der Bundesrath ordnet das Wahlverfahren, ſoweit daſſelbe nicht durch 
das gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellt worden iſt, durch ein einheitliches, für das 
ganze Bundesgebiet gültiges Wahlreglement. f 

Daſſelbe kann nur unter Zuſtimmung des Reichstages abgeändert werden. 


$. 16. 

Die Koſten für die Druckformulare zu den Wahlprotokollen und für die 
Ermittelung des Wahlergebniſſes in den Wahlkreiſen werden von den Bundes⸗ 
ſtaaten, alle übrigen Koſten des Wahlverfahrens werden von den Gemeinden 
getragen. 

$. 17. 

Die Wahlberechtigten haben das Recht, zum Betrieb der den Reichstag 
betreffenden Wahlangelegenheiten Vereine zu bilden und in geſchloſſenen Räumen 
unbewaffnet öffentliche Verſammlungen zu veranſtalten. 

Die Beſtimmungen der Landesgeſetze über die Anzeige der Verſammlun⸗ 
gen und Vereine, ſowie über die Ueberwachung derſelben, bleiben unberührt. 


$. 18. 

Das a Geſetz tritt bei der erſten nach deſſen Verkündigung 
ſtattfindenden Neuwahl des Reichstages in Kraft. Von dem nämlichen Zeit⸗ 
punkte an verlieren alle bisherigen Wahlgeſetze für den Reichstag nebſt den dazu 
erlaſſenen Ausführungsgeſetzen, Verordnungen und Reglements ihre Gültigkeit. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes-⸗Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 31. Mai 1869. 
(L. S.) Wilhelm. | 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


